
Christoph Hubig 

Verantwortung für die Technik - ein Institutio­
nenproble. 

Entwicklung, Herstellung und Umgang mit Technik 

in unserer modernen Kultur sind kategoriel ver­
schieden von dem übrigen individuellen Handeln 
der Menschen, auch dem Handelns, soweit es dem 

Ingenieur als sein eigenes individuelles Han­
deln erscheint . Zwar gilt für die Entwicklung, 
die Herstellung und den Gebrauch von Werkzeu­
gen, daß dies noch in den klassischen Bereich 

individuellen Handelns fällt, in dem neutrele 
Mittel unter Berücksichtigung der Nebenfolgen 
ihres Einsatzes zur Realisierung der unter­

schiedlichsten Zwecke eingesetzt werden kön­
nen, und die Eignung der Mittel, diese Zwecke 
zu erreichen, als auch die Fähigkeit desjeni­
gen, der die Mittel einsetzt, während des 
Handlungsprozesses kontrolliert und korrigiert 
werden können. So ist ein Hammer als neutrales 
Werkzeug für die verschiedensten guten und 
schlechten Zwecke einsetzbar, und die Erler­
nung seines Gebreuchs, die Fähigkeit seines 
Einsatzes bzw. diejenigen Situationen, in de­
nen sein Einsatz unangebracht wäre, sind 
transparent. Dies gilt bereits dann nicht mehr, 
wenn der technische Umgang sich auf Haschi­
neneinsatz stützt. Maschinen werden "bedient", 
der Benutzer löst lediglich noch einen Prozeß 
aus, sowohl bei der Herstellung von Produkten 
als auch zur Raalisierung einer Dienstleistung . 
In Maschinen sind Handlungssche.ate objekti­
viert; der Gang der Handlung ist vorgegeben, 
die Mittel-Zweck-Verbindung kann vom Anwender 
nicht mehr wesentlich beeinflußt werden; dem 
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Subjekt bleibt die Entscheidung für oder gegen 
bestimmte Zwecke . Wenn nun hier noch ein be­

grenzter Dispositions spielraum bei der Zweck­

wehl und zumindest der Wahl des Typus des ein­

gesetzten Mittels besteht, so gilt dies nicht 

mehr im Blick auf die technischen Syste.e, in 
die wir eingebunden sind, und die wir weder 

bloß benutzen, noch bloß bedienen oder auslö­

sen: Verkehrssysteme, Systeme der Militärtech­

nologie, der Energiegewinnung, Informationssy­
steme (Expertensysteme, Datenbanken), der Ein­

satz von CAD, der Umgang mit den Systemen der 

Kulturindustrie, der Hedizintechnik, der Tier­
und Pflanzenproduktion läßt sich nicht mehr 

dadurch erfassen, daß man diese Systeme als 

benutzbar oder bedienbar darstellt. Diese Sy­
steme stellen nicht bloß Handlungsschemata 

dar, sondern machen die Bedingungen aus, unter 
denen bestimmte Handlungen schematisch ablau­
fen können. Sie legen allererst fest, welche 

Handlungen, als individuelle oder schematische 
Handlungen, überheupt möglich sind. Dabei sind 

die Entwickler dieser Systeme, die Produzenten, 
die an ihrer Realisierung beteiligt sind und 
schließlich diejenigen, die in diesen Syste­
.en konkrete Anwendungen reeliaieren, so weit 

voneinander entfernt, daß gar nicht mehr von 

einem konsistenten Handlungszusammenhang ge­
sprochen werden kann und somit auch eine zen­

trale Kontrollfunktion über Voraussetzungen, 
Aufwand und Realisierungseffizienz im Blick 
auf bestimmte Zwecke nicht mehr unterstellt 

werden kann. Da in solchen Systemen durch ku­

mulative und synergetische Effekte der Einzel­

handlungen Folgen entstehen, die niemand woll­

te und auf seina Handlung zurückführen kann, 
entsteht das sogenannte Inkontinenz-Problem. 
Es besegt, daß das Handeln der Ingenieure 

100 



prinzipiell in seinen Folgen nicht überschau­

bar und insbesondere auch die Bewertung be­

stimmter Mittel-Zweck-Zuordnungen für den ein­

zelnen Ingenieur nicht möglich sei. Genausowe­

nig, wie jemand, der während eines Erdbebens 

versuche, einen Nagel in die Wand zu schlagen, 
kontrollieren könne, ob seine Fehlleistungen 

in seiner Unfähigkeit des Mitteleinsatzes oder 
in den Bedingungen seiner Umgebung begründet 

sind, genausowenig könne der Ingenieur diese 

Feststellung vornehmen und begründen. Ihm ob­

liege daher keinerlei Verantwortung gegenüber 

den sich selbst organisierenden MeChanismen 
der TechnikentwicklUng./ 1 

Die zu verantwortenden Folgen und Nebenfol­

gen technologischer Innovationen weisen nun 

oft eine völlig neue Qualität auf: Sie berüh­

ren nicht bloß die Bedingungen der Existenz 

der menschlichen Gattung und ihrer Handlungen, 

sondern beeinflussen diese Bedingungen in ir­

reversibler Weise. Das bedeutet, daß eine 

Ethik der Technik nicht mehr im Sinne einer 
sogenannten Bürgerethik als einem Normensy­

stem, das von allgemeinem und wechselndem Kon­

sens getragen wird, begriffen werden darf. 

Denn die Auffassung, daß sich Sittlichkeit im 

Konsens herausbildet, wie sie den demokrati­
schen Systemen zugrunde liegt, begründet die 

Zumutbarkeit des Unterwerfens unter Mehrheits­

beschlüsse gerade dadurch, daß die unterlegene 
Minderheit prinzipiell davon ausgehen können 

muß, daß sie möglicherweise in Zukunft einmal 

eine Mehrheit zustande bringt, die den zugemu­

teten und akzeptierten Kompromiß rückgängig 

macht oder transformiert. Das Rollenverhalten 

und die Loyalitätszumutung auch gegenüber Maß­
gaben und Maßnahmen, die dem einzelnen oder 

einer Minderheit als ungerechtfertigt und un-
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triftig erscheinen, basiert gerade auf der 
prinzipiellen Revidierbarkeit der getroffenen 

Maßnahmen bzw. der Veränderbarkeit der aner­

kannten Regeln. Dieses staatsrechtliche Prin­

zip ist gestört, wenn bestimmte technologische 
Innovationen nicht mehr durch einen neuen künf­

tigen demokratischen Konsens als veränderbar 

erscheinen. Dies gilt insbesondere zum Bei­

spiel für die Folgelasten der Energiegewinnung 
aus Kernkraft oder dann, wenn genetisch manipu­

lierte Organismen aus dem labor in Freilandver­
suchen losgelassen werden, ohne daß solche 
Existenzrisiken ausgeschlossen werden können. 

Jene fundamentalen Nebenfolgen neuer Qualität 

betreffen im übrigen auch Unterlassungen, zum 
Beispiel der Sicherstellung einer ausreichen­
den und ökologisch vertretbaren Energieversor­

gung in der Zukunft, etwa durch Erschließung 
alternativer Energiequellen oder langfristiger 
Forschungsstrategien zur Energieeinsparung./ 2 

Daher müssen die Konzepte der Risikozuweisung 

und der Risikozumutung neu überdacht werden. 
Solange bestimmte Risiken individuell getra­

gen werden (z. B. beim Umgang mit der eigenen 
Gesundheit) oder in bestimmten Kontexten maß­

geblich werden, in die Individuen aus freien 

Stücken eintreten können, so daß ihnen eine 
Zustimmung, ein Konsens zur Risikoübernahme 
unterstellt werden kann (zum Beispiel bei der 

Benutzung eines Verkehrssystems), solange sind 
diese Risikozumutungen gerechtfertigt. Wenn 

die Risiken jedoch dem einzelnen nicht mehr 
erlauben, sich jetzt oder später diesen Risi­
ken zu verweigern, weil ihm entweder eine al­
ternative Existenzweise nicht zur Verfügung 
steht, oder diese Risiken alle erreichbaren 
Existenzweisen in gleicher Weise betreffen, so 

ist ihm ein Konsens zur Risikoübernahme nicht 
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zuzumuten und es entfällt damit ein wesentli­

ches Argument der traditionellen Auffassung 

von Sittlichkeit als durch den demokratischen 
Entscheidungsprozeß gerechtfertigter Normen­

geltung. 
Mit zunehmender Ausdehnung und zunehmendem 

Anwachsen müssen die technischen Systeme immer 

größere Binnendifferenzierung erbringen, um 

adäquate Problemlösungen im einzelnen zu er­

möglichen. Dies bedeutet, daß in diesen Syste­

men die Arbeitsteilung immer weiter anwächst 

und eine Funktionalisierung der einzelnen 
Handlungen des Ingenieurs bei der Entwicklung 

oder Produktion oder Anwendung von Teilen die­

ses Systems nur mehr auf immer abstraktere 

oder bloß ellgemeine Zwecke möglich und maß­

geblich wird, z. B. den Zweck seiner persön­

lichen materiellen Reproduktion ohne Einsicht 

in den Gesamtzusammenhang der technischen Re­
alisierungen, für die er Teillösungen erarbei­

tet und in die er eingebunden ist. Damit ist 

das Identitätsgefühl desjenigen berührt, der 

in solchen Zusammenhängen handelt und die Fra­
ge wird virulent, wer überhaupt als Subjekt 

der Verantwortung für diese Handlungen angese­
hen werden kann, wenn diese Handlungen ledig­

lich noch oder im wesentlichen den allgemein 

anerkannten Zwecken eines materiell abgesi­

cherten Lebens dienen, ohne daß die Einsicht 

in die wesentlichen Konsequenzen des Tuns be­
steht. Im Lichte dieser Oberlegungen hat sich 

eine Ethik der Technik der Forderung zu stel­

len, daß sie nicht unvermittelt als Ethik für 

Techniker oder Ingenieure entwickelt werden 

kann, andererseits aber auch nicht eine 

schlichte Verentwortungsabweisung an die Sy­
steme und ihre Mechanismen der Selbstorganisa­

tion erfolgen kenn, wenn man überhaupt noch 
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von Ethik 8prechen will. 
Angesichts der oben skizzierten Problems i­

tuation wird dannoch sozusagen in trotziger 
Auflehnung oft vom Techniker oder Ingenieur 

gefordert, daß er als "moralischer Held" auf­

treten müsse. /3 Die naive Variante jener For­

derung, die sich auch iaplizit in manchan Tech­
nikcodizes niedersc~lägt, ist zu kritisieren 

durch den Hinweis auf ihre faktische Wirkungs­

losigkeit in vielen Fällen sowie ihre Wider­
sprüchlichkeit zu bestimmten Prinzipien der 

Individualethik. Im Blick auf den hohen Stand 
der Arbeitsteilung im Ingenieurwesen und die 
prinzipielle Ersetzbarkeit jedes einzelnen 

Technikers erscheint unter verantwortungsethi­

schen Gesichtspunkten die Forderung nach einer 
individuellen Verweigerung als reelitätsfremd, 

weil ein anderer in die Handlungszusammenhänge 
eintreten kann. Auch zeigen die bekannten Skan­

dale um technische Risiken und ihre Mißachtung, 
daß die Stimme eines einzelnen, selbst wenn 

ihre Artikulation zu entscheidenden Nachteilen 
für ihn führte, im Gesamtzusammenhang wir­

kungslos blieb. Gegenüber jener naiven Varian­
te der Redeweisa vom Techniker als moralischem 
~elden erscheint eine andere als aenti.enta­

li.eh oder reflektiert: Es ist diejenige, die 
darauf verweist, daß in der gegenwärtigen Pro­

blemlage eine Trennung lwischen dem Handlungs­

subjekt und dem Verantwortungssubjekt engenom­
men warden .088e./ 4 Das in8titutionelle ~and­
lungssubjekt, das nicht mit dem individuell 
handelnden Techniker identisch sei, sei dasje­

nige, das im eigentlichen Sinne verantwortlich 

i.S. von Haftbarkeit sei. Der Techniker selbst 
aber eIs einziger Adressat für den Status 
eines morelischen Verantwortungssubjektes sei 
darjenige, der aich verantwortlich fOhlen 
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müsse, der das Verantwortlicheein dee Hand­
lungssubjekts subjektiv reflektieren müsse, 

der also die Haftbarkeit, für die das Hand­

lungssubjekt einstehe, mit einer moralischen 

Dimension eusfüllen müsse, dergestalt, daß sich 

der individuelle Techniker auch für das ver­
antwortlich begreife, was er nicht eigentlich 

ausgelöst habe. Ein solches Verantwortungsge­

fühl als subjektives Korrelat zum Verantwort­

lichsein im Sinne einer objektiven Haftbarkeit 
scheint mir allerdings das Problem der Ethik 

auf die Dimension dessen einzugrenzen, was He­
gel als ftschöne Seele" bezeichnet hat. Ich se­

he nicht, wie von einer Moralität als inne-

rem Zustand individueller SUbjekte eine Brük­

ke geschlagen werden kann zum jeweiligen 

Rechtszustand als Regelung von Verantwortlich­

sein im Sinne von Haftbarkeit, insbesondere, 
wenn man sich vor Augen hält, daß Haftungsfra­

gen in ihrer Realisierung und Konkretisierung 

sbhängen von der Quantifizierbarkeit des 

Nutzens oder des Schadens. Wie einige Skanda­

le gezeigt haben (Pinto-Skandal und McDonald­

Douglas-Skandal), führt eine Quantifizierung 
des potentiellen Schadens und der zu leisten­

den Haftung dazu, daß mögliche und zu fordern­

de Innovationen zur Varminderung von Risiken 

in dem Moment mit gutem Recht und guten Grün­

den unterbleiben, wo der Aufwand für die Haf­
tung geringer einzuschätzen ist als der Auf­
wand für die entsprechende Innovation . / 5 Dem 

ist entgegenzuhalten, daß die Qualität von 
Menschenleben prinzipiell nicht quantifizier­

bar ist und unter moralischen Gesichtspunkten 
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dementsprechend auch in Haftungsüberlegungen -
obwohl dies versicherungsrechtlich immer wie­

der geschieht - prinzipiell nicht einziehbar 

ist. Dies gilt erst recht nicht für solche Ri­
siken, die künftige Generationen betreffen 

könnten. Schließlich entfällt eine Grundlage 

jeglicher Oberlegungen zur Haftung in dem Mo­
ment, in dem bestimm·te Risiken aus strukturel­

len Gründen sich jeglicher Quantifizierbarkeit 

entziahen, wenn beispielsweise bei noch aD klei­

ner Auftrittswahrscheinlichkeit der Schaden so 
unermeßlich groß wird, daß das Risiko (als 

Produkt von Auftrittswahrschainlichkeit und 

Schadenshöhe) die Grenzen der Quantifizierbar­
keit übersteigt. 

Die bisherigen Oberlegungen führen uns zu 

dem Befund, daß die Probleme einer Ethik der 
Technik offensichtlich in den Versuchen be­

gründet sind, eine solche Ethik auf der Basis 

des Konzepts individuellen Handeins zu entwik­
keIn. Ein alternatives Konzept für eine Ethik 
der Technik ist daher erforderlich. Ich möchte 

es in die These kleiden, daß die Normierung 
und Reguletion von Folgen und Nebenfolgen der 
modernen Technologien im Bereich der Verant­

wortung von Institutionen und Organisationan, 
elso kollektiven Subjekten liegen müsse. f6 

Individuelles Handeln und das Handeln kol­
lektiver Subjekte sind ~n einer Weise katego­
rial voneinander unterschieden, die der Un­

terscheidung zwischen dem Ein~atz von Werkzeu­

gen auf dar einen Seite und dem Bedienen von 
Maachinen bzw. dem Handeln in Systemen der 

großen Technologien auf der anderen Seite ent­
spricht. Man kenn sie auf den Punkt bringen, 

daß individuelles Handeln reale, wirkliche 
Mittel zur Realisierung konkreter Zwecke ein­
setzt; das Handeln kollektiver Subjekte als 
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Organisationen und Institutionen hingegen be­

zieht sich auf Möglichkeiten der Mittelwahl 

durch Individuen sowie die Möglichkeiten der 

Zwecksetzung: Institutionelles Handeln be ein­

flußt die Möglichkeit der Zwecksetzung durch 

Individuen dadurch, daß bestimmte Zweckset­

zungen mit Gratifikationen oder mit Sanktionen 

versehen werden. Oies geschieht zum Beispiel 
durch die Rechtsprechung (bis hin zum Straf­

recht), die Einrichtung von Bildungssystemen, 

die Gliederung der Gesellschaft in Funktionen 

und LeituQgsstrukturen, die Errichtung von Ord­

nungen insgesamt. Im Gegensatz und in Ergän­
zung dazu richtet sich das Handeln von Organi­

sationen (organisatorisches Handeln) auf die 

Bereitstellung, Sanktionierung und Gratifika­

tion von Mitteln, z. B. die Bereitstellung von 

Verkehrssystemen, Systemen der Energieversor­

gung, bis hin zu Systemen, die den realen Le­

bensvollzug ermöglichen (Rentenversicherung, 

Strafverfolgung). 

In den klassischen Theorien der Institution 
wird daher Institution als ·Verkörperung" von 

Werten und Wertideen gefaßt, die die Zweckwahl 

regulieren,hingegen Organisation als gesell­

schaftliche Konstrukte, die den Einsatz von 
Mitteln durch Individuen ermöglichen.Univer­

sitäre Wissenschaft wäre z. B., definiert 

durch ihre Wertideen, Institution. Ihre orga­
nisatorische Verfaßtheit im Lehrbetrieb und in 

den Großforschungseinrichtungen, Laboratorien 

etc. wäre dasjenige, was sie als Organisation 

kennzeichnet. Der institutionelle Charakter 

von Unternehmen ist definiert durch die Fir­
menziele, die sogenannten Unternehmensphiloso­

phieen. Ihr Charakter als Organisation ist gs­
prägt durch die Art, wie z. B. in Laboratorien 

der Entwicklungsprozeß oder wie in der konkre-
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ten Produktion die Herstellung von Produkten 
durch den einzelnen ermöglicht wird. Damit In­

stitutionen oder Organisationen überhaupt ge­

sellschaftlich hendeln können. bedürfen Die einer 
symbolischen Repräsentation, die entweder 

durch Texte mit normativem Anspruch und/oder 

durch Personen, die für die Institutionen oder 
Organisationen politisch, nicht real, varant­

wortlich sind, erbracht wird. Oie Änderung von 

entsprechenden normativen Texten bzw. die Ab­

lösung der politisch verentwortlichen Personen 
dokumantiert die Veränderung der entsprechend~ 

Strategien institutionellen oder organisatori­
schen Handeins. Die Verantwortlichkeit solcher­
lei kollektiver Subjekte funktioniert analog 
zu dar Verantwortlichkeit individueller Subjek­

te: Oie KonBtituierung von Verentwortlichkeit 
besteht in der Zuschreibung von Handlungsfol­

gen zu dan Prämissen der Handlung mit denen 

sich das Subjekt identifiziert oder mit denen 
es identifiziert wird. So macht man z. B. Ge­
setze für einen bestimmten gesellschaftlichen 

Nutzen oder z. B. Gesetzeslücken für einen be­
stimmten gesellschaftlichen Schaden ·verant­
wortlich", oder eine entsprechende Person muß 

unabhängig von ihrem individuellen Handeln für 
den Schaden einstehen bzw. kann vom erreichten 
Nutzen politisch profitieren. 

Wofür nun sind solche kollektiven Subjekte 
verentwortlich zu machen? Da sie über die Mög­
lichkeitsspielräume des Handeins bzw. des Un­
terlassens disponieren, sind sie m. E. vorzüg­
lich geeignet, für die .öglichep Folgen der 

Zweckwahl durch Individuen oder des Mittelein­
setzes durch Individuen verantwortlich gemacht 

zu werden. Diese möglichen Folgen treten in 
dreierlei Weise und euf drei verschiedenen Ge­
bieten euf: Unter real möglichen Folgen sollen 
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kalkulierbare Gratifikationen oder Risiken in 

überschaubaren, im Sinne einer Güterabwägung 

zugänglichen, begrenzten Bereichen betrachtet 

werden. 

Unter theoretisch möglichen Folgen sollen 

dieJenigen Gratifikationen oder Risiken be­
trachtet werden, die ohne feststehende oder 

quantifizierbare Wahrheits zuweisung z. B. im 

Rahmen von Simulationen erfaßbar sind, die da­
durch entstehen, daß bestimmte Herkmale des 

Gegenstandsbereiches als repräsentativ ausge­

sondert und so bezogen auf neue Problemsitu­
ationen "gesteigert" werden, daß ein Operieren 

mit diesen Herkmalskombinationen die fehlende 

Gesamtkenntnis des Gegenstandsbereiches er­
setzt. Solche (Computer-)Simulationen werden 

heute in den meisten Fällen der langfristigen 

Prognosen über die Auswirkung technologischer 

Innovationen in Anschlag gebracht. 

Schließlich ist eine dritte Ebene von Fol­

gen zu unterscheiden, die ich insbesondere im 
Blick auf Hakrorisiken dahingehend charakteri­

sieren will, daß sie als Resultat des Umgangs 

mit den Handlungsmöglichkeiten der menschli­
chen Gattung überhaupt erachtet werden können. 

Irreversible Entwicklungen, die durch die Ini­

tiierung bestimmter Eingriffe in die Natur, 
oder bestimmte Unterlassungen (z. B. in der 

Sicherstellung der Energieversorgung) gezai­

tigt werden, betreffen die Existenzbedingungen 
und die Handlungsmöglichkeiten der menschli­

chen Gattung insgesamt. Sie beziehen sich auf 
künftige Generationen, ohne daß wir wissen 

können, wie jene diese Problame bewältigen, 

die wir ihnen zumuten, und ohne daß wir die 

Folgen einer globalen Gestaltung der Natur, 

die. wir vornehmen, abschätzen können, d. h. 
insbesondere, ohne daß wir ausschließen kön-
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nen, daß diesa Eingriffe langfristig die Exis­
tenz der Natur und der menschlichen Gattung 

gefährden. 
Generell gilt, dsß ein Diskurs über die po­

sitiven oder nagativen Aspekte dieser mögli­
chan Folgen nur im Rehmen und auf der Basis 
des gegenwärtigen Wissensstandes geführt wer­
dan kann. Allerdings sind die Ansprüche an die­
sen Wissensstand in unterschiedlicher Radike­
lität zu formulieren, wenn es um die einzelnen 
Ebenen dieser Möglichkeiten geht. Realen Mög­
lichkeiten gegenüber, die für begrenzte Berei­
che kalkulierbar sind, gilt, daß eine Verant­
wortung dar kollaktivan Subjakte denjenigen 
gagenübar besteht, die von diesen realen Gra­
tifikationen oder Risiken betroffen sind. Es 
muß ihnen die Möglichkeit gegeben werden, im 
Sinne einer Güterabwägung zu antscheiden, ob 
sie die Gratifikationen in Anspruch nehmen und/ 
oder sich den Risiken unterwerfen wollen, wobei 
dieser Diskurs nur dann jene Bezeichnung ver­
diant, wenn den Batroffenen die Möglichkeit 
einer alternativen Wahl zugestanden wird. Auch 
kann im Rahmen solcher, einer Güterabwägung zu­

gänglichen Risikoüberlegungen, den Betroffe­
nen zugemutet werden, daß sie sich einem de­
mokratischen Konsens unterstellen, wenn damit 
nicht das Varbot dar Weiterführung jener Ober­
legungen bzw. politischen Kampagnen verbunden 
ist, die einen solchen Konsens herbeigeführt 
haben, und diesen potentiell auch wieder auf­
heben können. 

Für den zweiten Typ von möglichen Folgen, 
dar nur im Zuge einer Simulation zugänglich 
ist, gilt jedoch, da eine allgemeine und all­
gemeiner Anerkennung zu unterstellende ratio­
nale Basis der Kalkulation fehlt, daß eine Be­
weislastumkehrung stattfinden muß: Solange 
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wissenschaftlich anerkannte Simulationen exis­
tieren, die den Ausschluß bestimmter Risiken 
bei der Einführung ainer technologischen Inno­
vation nicht gsrantieren, ist die Realisierung 
einer solchen Innovation auf breiter Basis so 
weit hinauszuzögarn, bis ein wissenschaftlicher 
Konsens erzielt ist, de~ dann eine gesell­
schaftliche Anerkennung allererst ermöglicht. 
Deren Basis zur Zustimmung muß sehr viel all­
gemeiner gefaßt werden: Nicht mehr gesell­
schaftliche Mehrheit&n können für sich bean­
spruchen, im Recht zu sein, wenn es um die An­
erkennung einer wissenschaftlich fragwürdigen, 
weil mit unwiderlegter wissenschaftlicher Ge­
genposition versehenen Einschätzung geht. Viel­
mehr muß ein transparenter Diskussionszusa.men~ 
hang, der sich über alle gesellschaftlich rele­
venten Gruppen erstreckt, zu diesen Punkten her­

gestellt werden, und die Verantwortung gegen­
über der Gesamtgesellschaft nicht von angamaß­
ten Positionen her, sondern nur durch diese 

selbst wahrgenommen warden. 
Was achließlich den Umgang mit Makrorisiken 

angeht, so ist festzustellen, deß auch die Ge­
sellschaft, so wie sie zu einem historischen 
Zeitpunkt existiert, nicht als dasjenige Sub­
jekt sich selbst installieren kann, demgegen­
über jene Verantwortung besteht. Vielmehr muß 
die Idee der menschlichen Natur als die Idee 
der Erhaltung der Freiheit des Hendelns über­
haupt hier in Rechnung gestallt werden, gerade 
im Blick auf künftige Generationen. Eine sol­
che Idee ist nicht zu relativieren und auch 
nicht in irgendeinem politischen Prozeß zu 
operationalisieren. Solenge begründete Var­
dachtsmomente für das Zusammenbrechen eines 
bestimmten Gasamtsystems durch konkrete Inno­
vationen nicht explizit und untar allgemeiner 
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Anerkennung ausgeschlossen werden können, hat 

jeder das Widerstandsrecht, sich a~f solche 
Standpunkte zu berufen,und damit denjenigen 
gegenüber die Loyalität zu verweigarn, die die-

se Innovationen durchsetzen wollen. 

Diese prinzipiellen Oberlegungen als Leit­

ideen stoßen auf große Realisierungsschwie­

rigkeiten. So kann eine Güterabwägung selbst 

bis in den Umgang mit Hakrorisiken hineinrei­

chen, wenn es z. B. darum geht, gefährliche 
Enargiequellen stillzulegen, was nur möglich 

ist, wenn andere, langfristig als bedenklich 

eingestufte Energiequellen mit noch nicht 
übersehbaren FOlgelasten eingesetzt werden. 
Oie in der menschlichen Begrenztheit auf der 

Ebene organisatorischen HandeIns gegründate 

prinzipielle Fehlerhaftigkeit unseres Tuns 

darf jedoch nicht als Rechtfertigung des in­

stitutionellen, des Werte verkörpernden Um­
ganga mit solchen Risiken mißbraucht werden. 
Insofern wird "Güterabwägung" beim Umgang mit 

Hakrorisiken niemals zur Rechtfertigung des 
HandeIns eingesetzt werden können, auch nicht 
zu dessen adäquater Beschreibung, sondern al­

lenfalls als Ausdruck einer aporetischen Si­

tuation, sozusagen als Notbehelfs-Begriff in 
die politische Diskussion eingeführt werden 

können. Oie Selbstvergewisserung über jene 
aporetische Situation kann dann zumindest da­
zu verhelfen, bestimmte "selbstverständliche" 

Lebensgewohnheiten grundlegend in Frage zu 
stellen, als bascheidene menschenmögliche Re­

aktion auf die prinzipielle Unmöglichkeit der 
Obarnahme einer Beweislast, Folge der Einsicht, 

daß eine prinzipielle ethische Rechtfertigung 

des entsprechenden Tuns nicht möglich ist. Auf 
dieser Basis könnte eine neue Beschaidenheit 
entstehen. /7 
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Eine aussichtsreiche Aktualisierung insti­

tutioneller Verantwortung könnte darin liegen, 
den Anteil konkreter Individuen am institutio­

nellen oder organisatorischen Handeln genau­

estens aufzuschlüsseln und im Zuge einer sol­

chen Kasuistik den einzelnen Individuen einen 

jeweils variierenden Anteil an MitverBntvor­

tung an der Gesamtverantwortung der Institu­

tion oder Organisation zuzuweisen. Entsprechend 

einer Vielzahl von Typen der Verantwortung i_ 

Blick auf Rollen, Instanzen, Möglichkeitan des 

einzelnen, Fähigkeiten etc. würde aber m. E. 
eine solche Kasuistik zu eine_ unüberschaube­

ren Knäuel von Verantwortungsfäden ~ühren, 
dessen Auflösung mit all' ihren Schwierigkei­
ten nicht mehr in ein vernünftiges prag_eti-. 
sches Verhältnis zum Gang der Entwicklungen 
selbst zu setzen ist, m. a. W. die Prektizie­

rung einer solchen Verantwortungsteilung würde 
die Unübersichtlichkeit des Handlungsgeflechts 
verdoppeln. Zweitens sehe ich ein wesentliches 

Problem dann entstehen, wenn nach den Subjek­

ten zu fragen ist, die diese Verantwortungstei­
lung vornehmen. Oenn in vielen Fällen liegen 

den Zuweisungen an Mitverantwortung Selbstein­

schätzungen, Unterstellungen, Entscheidungen 
über Ansprüche etc. zugrunde, die keineswegs 

wissenschaftlich "objektiv" transparent zu .a­
chen sind, sondern selbst intentional geprägt 
sind. Die Frage nach einem solchen Subjekt 

führt dann sofort in einen unendlichen RegreB: 

Zur Frage, welches Subjekt dem entsprechenden 

VerantwortungsregUlationssubjekt die Subjekt­
kompetenz zuzuweisen hätte etc. Drittens wür­

de ein solches Subjekt an den kumulativen und 

synergetischen Effekten scheitern, die nicht 

mehr erlauben, eine summative Verantwortungs­

tailung vorzunehmen. /8 Ein anderes MiBver-
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ständnis der Konsequenzen, die sich ergeben, 
wenn der Bereich individueller Verantwortlich­

keit überschritten wird, liegt m. E. dann vor, 

wenn für die Steuerung, Plenung und Kontrolle 

der Technik selbst wieder eine Institution oder 

Organisation reklamiert wird. Ein A.t fOr Tech­

nikkontrolle oder Techniksteuerung wäre in der 

Tat eine zu träge Institution, die die Risiken 

innovativer Techniken sicherlich reduzieren, 

andererseits aber ungeheure Risiken durch Un­

terlassung hervorrufen würde. Der praktische 
Wert einer solchen Institution wäre deshalb 

äuBerst fraglich, was aber nicht das Konzept 
der Verantwortungszuweisung an Institutionen 

überhaupt zu gefährden braucht. f9 

Praktische Konsequenzen aus den ethischen 
und staatsrechtlichen Oberlegungen, die bisher 

vorgetragen wurden, liegen keineswegs auf der 
Hand. Generell kann für alle Ansätze zu einer 
Ethik der Technik dies behauptet werden. Das 

entlastet uns aber nicht von tentativen Ober­
legungen zur politischen und sozialen Umsetzung 

jener Konzepte. Grundsätzlich gilt, daB der 
.orelische Diskurs über die Redeweise von Haf­

tung hinaus auf Institutionen und Organisatio­
nen ausgedehnt werden muß. Institutionen oder 
Organisationen, die die Gesellschaft mit un­
kalkulierbaren Risiken oder Makrorisiken be­

lasten, indem sie sich z. B. der gesellschaft­
lichen Kontrolle durch Produktionsverlagerung 

entziehen, verdienen es, moralisch sanktio­
niert zu werden mit allen Konsequenzen für 

ihren gesellschaftlichen und ökonomischen Ein­
fluß. Die gängige Denkweise, daß Politik und 
Ökonomie einem anderen Kalkül zuzuordnen sei 

sls dem moralischen, muß verabschiedet werden. 
Allein eine solche Diskursänderung dürfte at­
mosphärisch Folgen zeitigen, die von den ent-
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sprechenden Institutionen und Organisationen 
durchaus gefürchtet werden. Nicht zufällig 

dient die gesamte PR-Industrie dazu, solchen 
Effekten vorzubeugen oder sie zu konterkarie­

ren (z. B. in Zusammenhang mit der Verlage­

rung der gentechnischen Produktion und Ent­

wicklung durch bundesdeutsche Unternehmen ins 
Ausland.) 

Darüber hinaus muß aber schrittweise ge­

währleistet werden, daß die Institutionen wis­

senschaftlicher und technischer Innovationen, 

sowohl was Entwicklung als auch Produktion be­

trifft, in politisch angreifbarer Weise re­
präsentiert werden: 

1. Das Mißverhältnis von Institutionalisiert­
heit und Transparenz muß abgebaut werden. 

Für das Verbraucherverhalten gilt dies bei­

spielsweise schon insofern, als es Adressat 

wissenschaftlicher Analysen und politischer 
Kampagnen ist. Im Blick auf den Dschungel der 

Zuständigkeiten im wissenschaftlich/techni­

schen Bereich muß ein transparentes Experten­

wesen und eine neue Organisation der Anhö­
rungen dergestalt kontituiert werden, daß die 
tatsächlich Maßgeblichen sich einer politi­

schen Wertung stellen, und in ihrer Stellung 

bezogen auf ihre eigenen Institutionen und Or­
ganisationen auch von außen zur Disposition 

gestellt werden können. Oie Privatheit der 

Binnenorganisation von Institutionen und Or­

ganisationen muß, wenn es um dia technologisch­

sensitiven Bereiche geht, aufgehoben werden. 
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2. Die Asymetrie von institutionellem und in­
dividuellem Hendeln muß aufgehoben werden. 

Es sind Appellationsinstanzen zu schaffen, die 

es engagierten Individuen ermöglichen, sich in 

Konfliktfällen, in denen sie ihre individuelle 

Verantwortungsleistung überfordert sehen, sich 

an diese Institutionen oder Organisationen zu 
wenden. Konkret: Es müßte zumindest eine Tech­

nikgerichtsbarkeit gesc~affen werden, in der 

fachkompetente Richter analog zur Kartellge­
richtsberkeit nicht etwa die Technik steuern, 

sowenig die Kartellgerichtsbarkeit die Wirt­
schaftsprozesse steuert, sondern die, wenn es 

um die Grenzen geht, die die Garantie techni­
schen Handelns insgesamt berühren, weil sie 

die Existenzbedingungen der Gesellschaft oder 
der Gattung tangieren, berechtigt sind, Gren­

zen zu setzen und Entwicklungen zu verhindern. 
In Ergänzung hierzu müßten die Organisationen, 
in denen bisher die fachkompetenten Ingenieure 

und Techniker versammelt sind, sich ihrer Wert­

ideen dahingehend vergewissern, daß sie nicht 
unter Hinweis auf den Pluralismus der Meinungen 

im Bereich der Individuen, die sie repräsentie­

ren, es vermaiden, bestimmten Wertideen zur 
gesellschaftlichen Ourchsetzung zu verhelfen. 

3. Wir benötigen eine öffentliche ko.pensato­
rische Technikplanung. 

Eine öffentliche kompensatorische Technikpla­
nung, die nicht als strukturpolitische "Hilfe 

zur Selbsthilfe" aussichtsreiche Strategien 
von Großunternehmen forciert, sondern solche 
Initiativen, die aus ökonomischen Gründen zu 

scheitern drohen, unterstützt, stel1t ein Ge-
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gengewicht zur klassischen Strukturpolitik dar 

(80 % der Aufwendungen für FuE, davon 50 % öf­

fentliche, an 6 % der Unternehmen). Eine sol­
che Politik darf nicht von de-facto-Mehrheiten 

baherrscht werden, sondern muß, wie sonstige 

Ausgleichsgremien (die Rundfunkräte dem Modell 

nach) einer allgemeinen Repräsentanz der Ge­

sellschaft verpflichtet sein. Daraus können 

sich Beschleunigungseffekte für die Forschung 

ergeben, etwa durch Forcierung der Grundlagen­

forschung (die im K.I.-Bereich oder der Fu­
sionsforschung durch Industrie-Interessen an 

schneller Anwendung zunächst verstellt war) 

oder von langzeit- und Feldversuchen, für die 
sich nur schwer Investoren finden lassen. 
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